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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf  die  Kleine  Anfrage  der  Abgeordneten  Kersten  Naumann,  Eva  Bulling-Schröter,
 Lutz Heilmann,  weiterer Abgeordneter und der Fraktion  DIE LINKE.
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 Abbau von Kalisalz in Roßleben

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 In  Roßleben  (Kyffhäuserkreis)  gibt  es  ernstzunehmende  Überlegungen,  wie-
 der  Kalisalz  abzubauen.  Die  Gesellschaft  für  Verwahrung  und  Verwertung
 stillgelegter  Bergwerksbetriebe  mbH  (GVV)  –  eine  Nachfolgeeinrichtung  der
 Treuhandanstalt  –  unterbreitete  im  vergangenen  Jahr  Angebote  für  eine  mögli-
 che  Wiederaufnahme  der  Salzförderung  und  schrieb  entsprechende  Vorhaben
 aus.  Unter  dem  Dach  der  GVV  sind  stillgelegte  Bergwerksbetriebe  zusam-
 mengefasst,  die  ihre  Produktion  wegen  fehlender  Wirtschaftlichkeit  eingestellt
 haben.  Eigentliche  Aufgabe  der  Betriebe  ist  es,  entsprechend  den  Bestimmun-
 gen  des  Bundesberggesetzes  (BBergG)  die  Grubenbaue  zu  verwahren  und  die
 Tagesanlagen  so  zu  sichern,  dass  daraus  keine  Gefahren  für  Menschen,  Tages-
 oberfläche und Anlagen entstehen können.

 1.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung  die  wirtschaftliche  Tragfähigkeit  des
 Neuaufschlusses der genannten Lagerstätten?

 Welche Gesichtspunkte legt sie ihrer Bewertung zugrunde?

 Die  Gesellschaft  zur  Verwahrung  und  Verwertung  von  stillgelegten  Bergwerks-
 betrieben  mbH  (GVV)  mit  Sitz  in  Sondershausen  ist  Eigentümerin  des  stillge-
 legten  Bergwerks  Roßleben  und  des  dazugehörenden  Bergwerkseigentums.  Bei
 der  GVV  handelt  es  sich  um  ein  mittelbares  bundeseigenes  Unternehmen,  mit
 der  Aufgabe,  an  insgesamt  18  Standorten  in  den  Bundesländern  Sachsen,  Sach-
 sen-Anhalt  und  Thüringen  die  ordnungsgemäße  Verwahrung  und  Verwertung
 der stillgelegten Bergwerke des Kali-, Spat- und Erzbergbaus durchzuführen.

 Angesichts  der  Entwicklung  auf  den  internationalen  Rohstoffmärkten  und  dem
 stetig  steigenden  Bedarf  an  Düngemitteln  hat  die  GVV  unter  Zugrundelegung
 ihres  Verwertungsauftrags  das  Bergwerkseigentum  Roßleben  zum  Zwecke  der
 Wiederaufnahme  der  Förderung  Ende  2007  öffentlich  zum  Verkauf  ausge-
 schrieben.  Von  einer  möglichen  Wiederaufnahme  der  Kaliproduktion  infolge
 der  gestiegenen  Weltmarktpreise  wird  eine  erhebliche  wirtschaftliche  Belebung
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der  ganzen  Region  erwartet.  Die  wirtschaftliche  Tragfähigkeit  eines  Neuauf-
 schlusses  der  genannten  Lagerstätten  müsste  aber  letztlich  von  den  potenziellen
 Interessenten bewertet werden.

 2.  Welche  ökonomischen,  umweltrelevanten  und  sozialen  Gesichtspunkte
 wurden in die Ausschreibung einbezogen?

 Die  GVV  hat  Anfang  2008  Interessenten  zur  Einreichung  eines  umfassenden
 Unternehmenskonzeptes  aufgefordert,  das  sowohl  die  ökonomischen,  um-
 weltrelevanten  als  auch  sozialen  Gesichtspunkte  des  Projekts  beinhaltet.  Im
 Einzelnen  sind  das  unter  anderem  die  technischen  Inhalte  des  Vorhabens  mit
 der  Darstellung  zur  Genehmigungsfähigkeit,  die  beabsichtigten  Investitionen
 sowie die daraus resultierende Beschäftigungswirkung.

 3.  Welche  raumplanerischen  Anforderungen  sind  aus  Sicht  der  Bundesregie-
 rung  im  Zusammenhang  mit  der  Bergwerksnutzung  an  potenzielle  Investo-
 ren  zu  stellen  (insbesondere  in  Bezug  auf  Verkehrs-,  Versorgungs-  und
 Entsorgungsinfrastruktur,  Wasserwirtschaft,  Gewässerschutz,  Boden-
 schutz,  Naturschutz,  Luftreinhaltung,  Lärmschutz  und  weitere  Belange  des
 Schutzes der Menschen vor schädlichen Einwirkungen)?

 Genehmigungsrechtliche  Voraussetzung  für  die  Realisierung  des  Vorhabens  ist
 die  durch  einen  Erwerber  vorzunehmende  Durchführung  einer  Umweltverträg-
 lichkeitsprüfung  mit  Öffentlichkeitsbeteiligung  gemäß  §  57a  Bundesberggesetz
 (BBergG)  in  Verbindung  mit  der  Verordnung  über  die  Umweltverträglichkeits-
 prüfung  bergbaulicher  Vorhaben.  Grundlage  für  die  Umweltverträglichkeits-
 prüfung  ist  dabei  ein  vom  Erwerber  im  Sinne  des  §  4  Absatz  5  BBergG  aufzu-
 stellender  Rahmenbetriebsplan.  Dieser  Rahmenbetriebsplan  muss  insbesondere
 das  technische  Vorhaben  und  die  hierzu  notwendigen  Anlagen  unter  Tage  und
 über  Tage  und  die  hierdurch  verursachten  Auswirkungen  auf  die  Umwelt  be-
 schreiben.

 Darüber  hinaus  wird  im  Vorfeld  des  Genehmigungsverfahrens  auch  die  Durch-
 führung  eines  Raumordnungsverfahrens  notwendig  sein.  Dabei  sind  die  Vor-
 schriften  der  Landesplanungsgesetze  des  Freistaates  Thüringen  und  des  Landes
 Sachsen-Anhalt  maßgeblich.  Innerhalb  der  Verfahren  sind  von  den  hierfür  zu-
 ständigen Landesbehörden die Interessen aller Betroffenen abzuwägen.

 Auf  jeden  Fall  sind  die  zum  Zeitpunkt  der  Betriebsaufnahme  gültigen  recht-
 lichen  Vorschriften  einzuhalten.  Im  Hinblick  auf  Wasserwirtschaft  und  Gewäs-
 serschutz  heißt  das,  dass  das  durch  §  25a  Absatz  1  Satz  1  Nummer  1  und  §  25b
 Absatz  1  Satz  1  Nummer  1  des  Wasserhaushaltsgesetzes  (WHG)  in  das  deut-
 sche  Recht  umgesetzte  Verschlechterungsverbot  der  europäischen  Wasserrah-
 menrichtlinie  Salzwassereinleitungen  in  Oberflächengewässer  voraussichtlich
 ausschließt.  Das  Genehmigungsverfahren  ist  durch  die  Behörden  der  betroffe-
 nen Länder in eigener Verantwortung durchzuführen.

 4.  Mit  welchen  Zeiträumen  zur  Prüfung  der  Antragsunterlagen  rechnet  die
 Bundesregierung,  und  welche  Prüfungen  nach  welchen  Rechtsgrundlagen
 sind durch wen vorzunehmen?

 Der  Erwerber  hat  die  für  den  Betrieb  des  Bergwerkes  erforderlichen  Genehmi-
 gungen  durch  die  hier  zuständigen  Landesbehörden  in  Thüringen  und  Sachsen-
 Anhalt  einzuholen.  Aufgrund  des  Prüfungsumfangs  ist  mit  einer  Verfahrens-
 dauer von mehreren Jahren zu rechnen.
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5.  Sollen  salzhaltige  Abwässer  abgeleitet  werden,  und  wenn  ja,  in  welchen
 Vorfluter, und in welchem Volumen?

 Die  bisher  eingereichten  (vorläufigen)  Konzepte  gehen  hierzu  von  einer  rück-
 standsfreien  Produktion  ohne  die  Einleitung  von  salzhaltigen  Wässern  bis  hin
 zu  bislang  nicht  näher  quantifizierten  salzhaltigen  Wässern  aus,  die  kontrolliert
 in  den  Vorfluter  Unstrut  abgestoßen  werden  sollen.  Im  Hinblick  auf  die  Einlei-
 tung  von  Salzwasser  bei  Neuaufnahme  von  bergbaulicher  Tätigkeit  wird
 ebenso  wie  bei  der  Antwort  zu  den  Fragen  6  und  7  auf  das  Verschlechterungs-
 verbot  der  europäischen  Wasserrahmenrichtlinie  (siehe  hierzu  auch  Antwort  zu
 Frage 3) verwiesen.

 6.  Stünde  die  Einleitung  von  Salzlauge  bzw.  Versenkung  in  den  Untergrund
 im  Einklang  mit  den  Erfordernissen  der  Europäischen  Wasserrahmenricht-
 linie (Richtlinie 2000/60/EG)?

 Die  Vereinbarkeit  der  Einleitung  von  Salzlauge  in  die  Vorflut  sowie  des  Versen-
 kens/Verpressens  von  Lauge  in  den  Untergrund  mit  den  Erfordernissen  der
 Wasserrahmenrichtlinie  ist  durch  die  zuständigen  Landesbehörden  der  betroffe-
 nen  Bundesländer  im  Zusammenhang  mit  dem  einzureichenden  Rahmenbe-
 triebsplan zu prüfen. Dort werden die durch den Bergbau verursachten Auswir-
 kungen  auf  die  Umwelt  in  dem  für  eine  solche  Prüfung  erforderlichen  Umfang
 zu  präzisieren  sein.  Derzeit  geht  keines  der  eingereichten  Konzepte  von  einer
 Versenkung/Verpressung von Lauge in den Untergrund aus.

 7.  Unter  welchen  Voraussetzungen  kann  das  potenziell  beauftragte  Unterneh-
 men  möglicherweise  damit  rechnen,  eine  Genehmigung  für  das  Einleiten
 salzhaltiger  Abwässer  bzw.  Versenken  in  den  Untergrund  sowie  für  die
 Einrichtung  von  Rückstandshalden  zu  erhalten,  und  wie  wird  dies  begrün-
 det?

 Die  länderseitige  Genehmigung  für  die  Aufhaldung  von  Produktionsrückstän-
 den  und  dem  Abstoß  überschüssiger  Produktionsabwässer  in  die  Vorflut  be-
 stimmt  sich  nach  den  einschlägigen  bergrechtlichen  und  wasserrechtlichen  Vor-
 schriften.  Das  Entsorgungskonzept  eines  Erwerbers  wird  im  Rahmenbetriebs-
 plan näher darzulegen sein.

 8.  Welche  Konzepte  von  Bewerbern,  insbesondere  hinsichtlich  der  geplanten
 Anzahl  von  Arbeitsplätzen,  arbeits-  und  tarifrechtlicher  Verpflichtungen,
 möglicher  Abbau-  und  Ablagerungsstandorte,  vorgesehener  Abbaumen-
 gen,  eines  eventuellen  Untertageversatzes,  der  Einrichtung  von  Rück-
 standshalden  und  der  Einhaltung  umwelt-  und  immissionsschutzrechtlicher
 Anforderungen liegen der Bundesregierung vor bzw. sind ihr bekannt?

 Der GVV liegen mehrere durch sie noch näher zu bewertende Konzepte vor.

 Die  Konzepte  gehen  von  rund  160  Mio.  Tonnen  bis  185  Mio.  Tonnen  gewinn-
 baren  Vorräten  in  den  Vorratsfeldern  Bad  Bibra  und  Querfurter  Mulde  bei  einer
 Jahres-Rohsalzförderung von 3,6 bis 4,4  Mio.Tonnen aus.

 An  Investitionsvolumen  wird  eine  Bandbreite  von  500  bis  über  600  Mio.  Euro
 beziffert.

 Insgesamt  sollen  demnach  langfristig  etwa  700  Arbeitsplätze  entstehen.  Es
 wird  von  der  Nutzung  der  Altschächte  in  Roßleben  sowie  einem  Förder-  und
 Verarbeitungsstandort bei Reinsdorf ausgegangen.
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Der Versatz von bergbaueigenen Rückständen ist vorgesehen.

 Im  Hinblick  auf  die  umwelt-  und  immissionsschutzrechtlichen  Aspekte  wird
 auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen.

 9.  Ist  der  Bundesregierung  bekannt,  ob  die  GVV  einem  Bewerber  den  Zu-
 schlag erteilt hat, und wenn ja, wem?

 Die  im  Herbst  2008  vorgelegten  Unternehmenskonzepte  werden  zurzeit  noch
 durch  die  GVV  geprüft.  Eine  weitere  Konkretisierung  der  vorgelegten  Kon-
 zepte  durch  die  Interessenten  wird  sicher  im  Rahmen  dieser  Prüfung  notwendig
 werden.  Ob,  wann  und  an  wen  dann  eine  Zuschlagserteilung  erfolgen  kann,  ist
 in diesem Stadium der Interessenbekundung noch nicht abzusehen.
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